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20. Wahlperiode [Datum] 

Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 

Straßenblockierer und Museumsrandalierer härter bestrafen – Menschen und Kul-

turgüter vor radikalem Protest schützen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I.  Der Deutsche Bundestag stellt fest:  

Der Schutz des Klimas und unserer natürlichen Lebensgrundlagen ist eine zentrale 

Aufgabe unserer Zeit. Die ambitionierten Ziele in Deutschland zur Bekämpfung des 

Klimawandels sind im Rahmen demokratischer Prozesse weiterhin mit konsequenten 

Klimaschutz-Maßnahmen umzusetzen. Breite Akzeptanz für die Dringlichkeit der Be-

kämpfung des Klimawandels zu erzielen und die notwendige Aufmerksamkeit in der 

politischen Debatte zu schaffen, war in den vergangenen Jahren auch das Verdienst 

von Teilen der Zivilgesellschaft. Was jedoch als friedliche Demonstration begann, hat 

sich in Teilen der Klimabewegung in den vergangenen Wochen und Monaten zu einem 

radikalen und aggressiven Protest gewandelt, der kriminelle Mittel nicht scheut und 

dabei auch Leib und Leben von Menschen gefährdet. Historische Kunstwerke von 

überragendem Wert werden mutwillig beschädigt, unser nationales Kulturgut und auch 

Weltkulturerbe absichtlich angegriffen. Straßen werden blockiert und Rettungskräfte 

bei der Bergung von Verletzten behindert. Seit Februar wurden allein nach Angaben 

des Berliner Senats bereits 18 Rettungsfahrzeuge im Einsatz behindert. Die Polizei war 

gezwungen, aufgrund der Blockaden 130.000 zusätzliche Einsatzstunden zu leisten. 

Bei diesem Protest handelt es sich nicht mehr um politischen Aktivismus, sondern um 

Straftaten. Friedliche Demonstrationen sind ein wichtiges und im Grundgesetz ver-

bürgtes Instrument demokratischer Mitwirkung. Wer aber Straftaten begeht, statt die 

demokratischen Mittel zu nutzen, beschädigt im Ergebnis das Anliegen des Klima-

schutzes. 

Es braucht deshalb schnell eine konsequente Antwort des Rechtsstaates, um dieser sich 

immer weiter steigernden Radikalisierung entschieden Einhalt zu gebieten. Wer mut-

willig fremde Gegenstände zerstört oder andere vorsätzlich oder fahrlässig gefährdet, 

wendet sich gegen den Rechtsstaat und bewegt sich außerhalb unserer demokratischen 

Ordnung. Diese rücksichtslosen Taten selbst ernannter Klimaschützer sind nicht durch 

das Demonstrationsrecht des Grundgesetzes gedeckt. Angesichts der zunehmenden 

Radikalisierung mit immer schwerwiegenderen Eingriffen in einzelne Rechtsgüter be-

darf es zu deren Schutz erhöhter Mindeststrafen, insbesondere in Form von Freiheits-

strafen. Die Politik muss diese Straftaten ohne „Wenn und Aber“ missbilligen. Denn 

offenkundige Sympathien mit solchen Taten seitens rot-grün-roter Politiker schwä-

chen den Rechtsstaat. 
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II.  Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung auf,  

1. die Bürgerinnen und Bürger besser vor mutwilligen Blockaden öffentlicher 

Straßen zu schützen und dafür Sorge zu tragen, dass diese Blockaden sowie 

die damit einhergehenden Beeinträchtigungen der Einsätze von Polizei, Feu-

erwehr und Rettungsdienst zukünftig härter und vor allem zeitnäher bestraft 

werden;  

2. dazu im Straftatbestand des besonders schweren Falls der Nötigung (§ 240 

Absatz 4 des Strafgesetzbuches - StGB) weitere Regelbeispiele zu ergänzen: 

Täter, die eine öffentliche Straße blockieren und billigend in Kauf nehmen, 

dass Polizei, Feuerwehr und Rettungsdienste bei der Wahrnehmung ihrer Auf-

gaben behindert werden, sollen zukünftig mit Freiheitsstrafe zwischen drei 

Monaten und fünf Jahren bestraft werden. Ebenso sollen Täter bestraft wer-

den, die eine große Zahl von Menschen durch ihre Blockaden nötigen – etwa 

dann, wenn es durch die Blockaden im Berufsverkehr zu langen Staus kommt;  

3. beim Straftatbestand des Gefährlichen Eingriffs in den Straßenverkehr 

(§ 315b StGB) den Strafrahmen auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 

fünf Jahren anzuheben, um die besondere Gefährlichkeit der Straßenblocka-

den angemessen zu ahnden. Der Tatbestand soll so ausgestaltet werden, dass 

die Täter bereits dann bestraft werden, wenn die Blockade dazu geeignet ist, 

Leib und Leben eines Menschen zu gefährden, und die Täter nur billigend in 

Kauf nehmen, dass Rettungsdienste nicht zu Unfallopfern durchkommen;  

4. das Strafmaß für die Behinderung von hilfeleistenden Personen (§ 323c Ab-

satz 2 StGB) auf bis zu 3 Jahre Freiheitsstrafe anzuheben, um die Behinderung 

von Rettungskräften als besonders verwerfliches Tun schwerer zu bestrafen; 

5. Kunstwerke und Kulturgüter als Teil unseres kulturellen Erbes sowie die wei-

teren in § 304 StGB genannten Gegenstände besser vor mutwilligen Beschä-

digungen durch Straftäter zu schützen und dazu den Straftatbestand der Ge-

meinschädlichen Sachbeschädigung anzupassen. Hierzu soll die Beschädi-

gung oder Zerstörung solcher Gegenstände von bedeutendem finanziellen 

und/oder kunsthistorischen Wert als besonders schwerer Fall definiert und ein 

erhöhtes Strafmaß mit einer Mindestfreiheitsstrafe von drei Monaten vorge-

sehen werden; 

6. die Regeln der Strafprozessordnung (StPO) über die Untersuchungshaft so 

anzupassen, dass Straftäter aufgrund der von ihnen bei Straßenblockaden oder 

Angriffen gegen Kulturgüter begangenen Straftaten zukünftig bei Wiederho-

lungsgefahr in Untersuchungshaft genommen werden können (§ 112a StPO), 

indem insbesondere auch der Straftatbestand der Nötigung in den Katalog auf-

genommen wird; 

7. die Regelung zur Strafaussetzung (§ 56 StGB) so auszugestalten, dass Ketten-

bewährungsstrafen grundsätzlich nicht mehr möglich sind, damit Straftäter, 

gegen die wegen einer Straftat innerhalb laufender Bewährungszeit erneut 

eine Freiheitsstrafe aufgrund einer vorsätzlichen Straftat verhängt wird, künf-

tig grundsätzlich keine erneute Bewährungsstrafe bekommen können; 

8. dafür Sorge zu tragen, dass Kultureinrichtungen des Bundes im Falle einer 

Schädigung von Kunstwerken durch Straftäter stets auch ihre zivilrechtlichen 

Schadensersatzansprüche gegen die Schädiger sowie ihre Anstifter und Hin-

termänner vollumfänglich durchsetzen. 

Berlin, den 8. November 2022 

Friedrich Merz, Alexander Dobrindt und Fraktion 

 


